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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker 
(PsychKVVG) 
— Drucksache 10/3882 — 

zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der ambulanten und teilstationären 
Versorgung psychisch Kranker 
— Drucksache 10/4219 — 

A. Problem 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgung 
psychisch Kranker (PsychKVVG) 
— Drucksache 10/3882 — 

Mangelhafte Versorgung psychisch Kranker mit Leistun-
gen des Gesundheitswesens wegen unzureichender Be-
rücksichtigung teilstationärer, komplementärer und ambu-
lanter Dienste im Leistungsrecht der Sozialversicherung. 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der ambulanten 
und teilstationären Versorgung psychisch Kranker 
— Drucksache 10/4219 — 

Mängel der Behandlung psychisch Kranker wegen unzu-
reichender finanzieller Grundlagen von Tageskliniken und 
Institutsambulanzen. 
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B. Lösung 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgung 
psychisch Kranker (PsychKVVG) 
— Drucksache 10/3882 — 

Der  Entwurf zielt auf eine sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung für die Behandlung in Tageskliniken, in Über-
gangsheimen, betreuten Wohngemeinschaften und Einzel-
wohnungen, Institutsambulanzen und in sozialpsychiatri-
schen Diensten ab. Er sieht hierzu insbesondere im Recht 
der gesetzlichen Krankenversicherung die folgenden lei-
stungsrechtlichen Verbesserungen vor: 

— tagesklinische Behandlung (Erleichterung des Zu-
gangs), 

— Behandlung mit Unterkunft und Verpflegung in Über-
gangseinrichtungen, Maßnahmen der beruflichen Reha-
bilitation für seelisch Behinderte in diesen Einrichtun-
gen, 

— sozialpsychiatrische Krankenpflege zu Hause, auch in 
entsprechenden Wohngemeinschaften, 

— ergänzende Haushaltshilfe bei Inanspruchnahme so-
zialpsychiatrischer Krankenpflege, 

— zwingender Abschluß von Institutsverträgen nicht nur 
mit psychiatrischen Krankenhäusern, sondern auch mit 
gesondert anerkannten selbständigen, unter fachärztli-
cher Leitung stehenden psychiatrischen Abteilungen an 
Allgemeinkrankenhäusern sowie fachärztlich geleiteten 
sozialpsychiatrischen Diensten und die Abgeltung 
nichtärztlicher Leistungen. 

Mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der ambulanten 
und teilstationären Versorgung psychisch Kranker 
— Drucksache 10/4219 — 

Der  Entwurf geht davon aus, daß sich Tageskliniken und 
Institutsambulanzen als Einrichtungstypen der ambulan-
ten und teilstationären Versorgung bewährt haben und da-
für ein gesetzgeberischer Regelungsbedarf besteht. Er 
sieht deshalb vor: 

— Psychisch Kranke können auch ohne vorherige vollsta-
tionäre Behandlung in Tageskliniken teilstationär ver-
sorgt werden. 

— Die Leistungsfähigkeit der Institutsambulanzen wird 
durch Präzisierung ihres Aufgabengebiets und die Ver-
besserung der Vergütung der Leistungen (Einbeziehung 
nichtärztlicher Leistungen) erhöht. 
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Mehrheitsbeschluß 

Mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN angenommen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgung 
psychisch Kranker (PsychKVVG) 
— Drucksache 10/3882 — 

Den  Mehrkosten der Krankenkassen durch die Einführung 
neuer medizinisch-rehabilitativer Leistungen stehen Er-
sparnisse im Bereich der stationären Behandlung gegen-
über. Auch werden die Sozialhilfeträger entlastet. 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der ambulanten 
und teilstationären Versorgung psychisch Kranker 
— Drucksache 10/4219 — 

Für die Krankenkassen sind die finanziellen Auswirkun-
gen des Gesetzentwurfs kostenneutral und damit nicht bei-
tragssatzwirksam. 

Durch den unmittelbaren Zugang zur teilstationären Kran-
kenhauspflege treten Entlastungen im Bereich der vollsta-
tionären Versorgung ein; der kostenträchtige Umweg über 
die vollstationäre Versorgung entfällt. 

Eine Entlastung der Krankenkassen tritt im Ergebnis auch 
durch die dauerhaft gesicherte Tätigkeit der Institutsam-
bulanzen ein, weil hierdurch teil- oder vollstationäre Ver-
sorgung in größerem Umfang als bisher abgekürzt oder 
von vornherein vermieden wird. 

Durch diese Einsparungen im stationären Bereich wird der 
Mehraufwand für die Institutsambulanzen, der auf etwa 
30 Mio. DM jährlich zu veranschlagen sein dürfte, minde-
stens ausgeglichen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD zur Verbesserung der Versorgung 
psychisch Kranker — Drucksache 10/3882 — abzulehnen, 

2. den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur Verbesserung 
der ambulanten und teilstationären Versorgung psychisch Kranker — Druck-
sache 10/4219 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 11. Dezember 1985 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Zink 	 Dr. Becker (Frankfurt) 	Egert 	Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Stellv. Vorsitzender 	Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der ambulanten und teilstationären 
Versorgung psychisch Kranker 
— Drucksache 10/4219 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
ambulanten und teilstationären Versorgung 

psychisch Kranker 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 184 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Krankenhauspflege wird zeitlich unbe-
grenzt gewährt, wenn die Aufnahme in ein Kran-
kenhaus erforderlich ist, um die Krankheit zu 
erkennen oder zu behandeln oder Krankheitsbe-
schwerden zu lindern; soweit vollstationäre 
Krankenhauspflege nicht erforderlich is t,  wird 
die notwendige Krankenhauspflege teilstationär 
gewährt. § 182 Abs. 2 und § 183 Abs. 1 Satz 2 gel-
ten entsprechend." 

2. In § 368n Abs. 6 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für Verträge mit psych-
iatrischen Krankenhäusern und Allgemeinkran-
kenhäusern mit selbständigen, unter fachärztli-
cher Leitung stehenden psychiatrischen Abtei-
lungen über die ambulante Erbringung ärztlicher 
Leistungen der psychiatrischen einschließlich 
der psychotherapeutischen Versorgung. Bei Ver-
trägen mit Allgemeinkrankenhäusern bedarf es 
außerdem der Feststellung des Landesausschus-
ses der Ärzte und Krankenkassen, daß der Ver-
tragsabschluß zur Sicherstellung dieser ambu-
lanten Versorgung erforderlich ist. Die Versor-
gung durch Institutsambulanzen ist auf diejeni-
gen Kranken auszurichten, die wegen der Art, 
Schwere oder Dauer ihrer Krankheit oder wegen 
zu großer Entfernung zu geeigneten Ärzten auf 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
ambulanten und teilstationären Versorgung 

psychisch Kranker 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 184 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Krankenhauspflege wird zeitlich unbe-
grenzt gewährt, wenn die Aufnahme in ein Kran-
kenhaus erforderlich ist, um die Krankheit zu 
erkennen oder zu behandeln oder Krankheitsbe-
schwerden zu lindern. § 182 Abs. 2 und § 183 
Abs. 1 Satz 2 gelten entsprechend." 

2. In § 368n Abs. 6 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für Verträge mit psych-
iatrischen Krankenhäusern und Allgemeinkran

-

kenhäusern mit selbständigen, unter fachärztli-
cher Leitung stehenden psychiatrischen Abtei-
lungen über die ambulante Erbringung ärztlicher 
Leistungen der psychiatrischen einschließlich 
der psychotherapeutischen Versorgung. Bei Ver-
trägen mit Allgemeinkrankenhäusern bedarf es 
außerdem der Feststellung des Landesausschus-
ses der Ärzte und Krankenkassen, daß der Ver-
tragsabschluß zur Sicherstellung dieser ambu-
lanten Versorgung erforderlich ist. Die Versor-
gung durch Institutsambulanzen ist auf diejeni-
gen Kranken auszurichten, die wegen der Art, 
Schwere oder Dauer ihrer Krankheit oder wegen 
zu großer Entfernung zu geeigneten Ärzten auf 
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Entwurf 

die Versorgung durch diese Einrichtungen ange-
wiesen sind. Die Institutsambulanzen müssen 
über die für die Versorgung notwendigen Ärzte 
und geeigneten nichtärztlichen Fachkräfte sowie 
die notwendigen Einrichtungen verfügen. Soweit 
auf ärztliche Veranlassung nichtärztliche Lei-
stungen erbracht werden, sind sie außerhalb der 
kassenärztlichen Gesamtvergütung gesondert zu 
vergüten. Art und Umfang der ärztlichen und 
nichtärztlichen Leistungen sowie deren Vergü-
tung werden in Verträgen der Krankenhäuser 
mit den Kassenärztlichen Vereinigungen im Ein-
vernehmen mit den Landesverbänden der Kran-
kenkassen festgelegt. Die Vergütung kann pau-
schaliert werden. Sie muß die Leistungsfähigkeit 
der Institutsambulanzen bei sparsamer und wirt-
schaftlicher Betriebsführung gewährleisten; da-
bei ist auch dem Ziel der Beitragssatzstabilität 
Rechnung zu tragen." 

3. In § 525 c Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ferner gilt § 368n Abs. 6 Sätze 2 bis 9; Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend." 

4. § 539 Abs. 1 Nr. 17 Buchstabe a wird wie folgt ge-
faßt: 

„a) denen von einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder einer landwirt-
schaftlichen Alterskasse stationäre Behand-
lung im Sinne von § 559 gewährt wird; sta-
tionäre Behandlung ist auch die teilsta-
tionäre Behandlung in einem Kranken-
haus,". 

Artikel 2 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

§ 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Krankenver-
sicherung der Landwirte vom 10. August 1972 
(BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert durch ..., wird 
wie folgt gefaßt: 

„(1) Krankenhauspflege wird zeitlich unbegrenzt 
gewährt, wenn die Aufnahme in ein Krankenhaus 
erforderlich ist, um die Krankheit zu erkennen oder 
zu behandeln oder Krankheitsbeschwerden zu lin-
dern; soweit vollstationäre Krankenhauspflege 
nicht erforderlich ist, wird die notwendige Kran-
kenhauspflege teilstationär gewährt. § 13 Abs. 2 und 
3 gilt entsprechend." 

Artikel 3 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Ja-
nuar 1982 (BGBl. I S.21), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt gefaßt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

die Versorgung durch diese Einrichtungen ange-
wiesen sind. Die Institutsambulanzen müssen 
über die für die Versorgung notwendigen Ärzte 
und geeigneten nichtärztlichen Fachkräfte sowie 
die notwendigen Einrichtungen verfügen. Soweit 
auf ärztliche Veranlassung nichtärztliche Lei-
stungen erbracht werden, sind sie außerhalb der 
kassenärztlichen Gesamtvergütung gesondert zu 
vergüten. Art und Umfang der ärztlichen und 
nichtärztlichen Leistungen sowie deren Vergü-
tung werden in Verträgen der Krankenhäuser 
mit den Kassenärztlichen Vereinigungen im Ein-
vernehmen mit den Landesverbänden der Kran-
kenkassen festgelegt; dabei ist auch dem Ziel der 
Beitragssatzstabilität Rechnung zu tragen. Die 
Vergütung kann pauschaliert werden. Sie muß 
die Leistungsfähigkeit der Institutsambulanzen 
bei sparsamer und wirtschaftlicher Betriebsfüh-
rung gewährleisten." 

3. unverändert 

4. unverändert 

Artikel 2 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

§ 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Krankenver-
sicherung der Landwirte vom 10. August 1972 
(BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert durch ..., wird 
wie folgt gefaßt: 

„(1) Krankenhauspflege wird zeitlich unbegrenzt 
gewährt, wenn die Aufnahme in ein Krankenhaus 
erforderlich ist, um die Krankheit zu erkennen oder 
zu behandeln oder Krankheitsbeschwerden zu lin-
dern. § 13 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend." 

Artikel 3 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

In § 11 Abs. 1 Satz 2 des Bundesversorgungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt geändert 
durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I 

 S. ...), wird der 2. Halbsatz gestrichen. 
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Entwurf 

„Krankenhaus- und Heilstättenbehandlung werden 
gewährt, wenn andere Behandlungsverfahren kei-
nen genügenden Erfolg haben oder in absehbarer 
Zeit erwarten lassen; soweit erforderlich, wird die 
notwendige Krankenhausbehandlung teilstationär 
gewährt." 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1986 in Kraft. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

Inkrafttreten und Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1986 in Kraft. 

(2) Verträge nach § 368 n Abs. 6 Sätze 2 bis 9 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung dieses 
Gesetzes sind erstmalig mit Wirkung vom 1. Januar 
1986 spätestens bis zum 1. Januar 1987 abzuschlie-
ßen. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt), Egert und 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

A. Allgemeines 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgung 
psychisch Kranker (PsychKVVG) — Drucksache 
10/3882 — wurde vom Deutschen Bundestag in sei-
ner 165. Sitzung am 17. Oktober 1985 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend, dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit so-
wie dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung und 
gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 174. Sitzung 
am 14. November 1985 den Gesetzentwurf der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP Entwurf eines Ge-
setzes zur Verbesserung der ambulanten und teil-
stationären Versorgung psychisch Kranker — 
Drucksache 10/4219 — federführend dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. Der Ge-
setzentwurf wurde zur Mitberatung dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit sowie dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung und gemäß 
§ 96 GO überwiesen. 

In seiner mitberatenden Stellungnahme hat der 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit emp-
fohlen, den Gesetzentwurf in Drucksache 10/3882 
abzulehnen und den Gesetzentwurf in Druck-
sache 10/4219 anzunehmen. 

In seiner mitberatenden Stellungnahme hat der 
Haushaltsausschuß empfohlen, den Gesetzentwurf 
in Drucksache 10/3882 abzulehnen und den Gesetz-
entwurf in Drucksache 10/4219 anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Gesetzentwurf in 
Drucksache 10/4219 als mit der Haushaltslage des 
Bundes im Sinne von § 96 GO für vereinbar er-
klärt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 77. Sitzung am 8. Oktober 1985 die Beratun-
gen des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD mit 
einer Einführung und der Beschlußfassung über 
eine öffentliche Sachverständigenanhörung aufge-
nommen. Die öffentliche Anhörung von Sachver-
ständigen hat am 7. November 1985 in der 81. Sit-
zung des Ausschusses stattgefunden. Die mündli-
chen und schriftlichen Beiträge der Teilnehmer an 
der öffentlichen Informationssitzung sind in die Be-
ratungen einbezogen worden. Auf das Stenographi-
sche Protokoll der Anhörung und die als Ausschuß-
drucksachen verteilten schriftlichen Stellungnah-
men wird Bezug genommen. 

Die Beratungen des Gesetzentwurfs der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP — Drucksache 10/4219 — 
hat  der Ausschuß in seiner 84. Sitzung am 11. De

-

zember 1985 aufgenommen. In dieser Sitzung hat 
der Ausschuß seine Beratungen zu beiden Gesetz-
entwürfen — Drucksachen 10/3882, 10/4219 — unter 
Einbeziehung der Änderungsanträge der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP zum Gesetzentwurf in 
Drucksache 10/4219 abgeschlossen. 

In der Schlußabstimmung des federführenden Aus-
schusses wurde 

— der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD Ent-
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Ver-
sorgung psychisch Kranker — Drucksache 
10/3882 — mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN abgelehnt, 

— die Annahme des Gesetzentwurfs der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP — Drucksache 
10/4219 — mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN empfohlen. 

II. Zum Inhalt der Gesetzentwürfe 

1. Ausgangslage 

Die Versorgung psychisch Kranker und Behinder-
ter in der Bundesrepublik Deutschland ist dringend 
verbesserungsbedürftig. Im Rahmen des Modell-
programms der Bundesregierung zur Reform der 
Versorgung psychisch Kranker (Modellprogramm 
Psychiatrie) ist insbesondere die Verknüpfung sta-
tionärer, teilstationärer, ambulanter und komple-
mentärer Einrichtungen erprobt worden. Hierdurch 
sollte eine wissenschaftlich gesicherte Basis für 
künftige gesetzgeberische Maßnahmen geschaffen 
werden, die der besonderen Versorgungssituation 
psychisch Kranker und Behinderter gerecht wer-
den, Krankenhausaufenthalte möglichst vermeiden 
helfen und Hilfen zur Wiedereingliederung Schwer-
kranker in ihr früheres soziales Umfeld und die 
Arbeitswelt leisten sollten. Vor allem folgende Ein-
richtungen wurden erprobt: 

— Tageskliniken, 

— Institutsambulanzen, 

— Übergangseinrichtungen, 

— Wohngemeinschaften, 

— Kontakt- und Beratungsstellen, 

— sozialpsychiatrische Dienste, 

— Werkstätten für Behinderte. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4533  

Die Finanzierung des Modellprogramms durch den 
Bund läuft Ende 1985 aus. Ein wissenschaftlich ge-
sichertes Gesamtergebnis wird voraussichtlich 
Mitte 1987 vorliegen. 

2. Zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD Ent-
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versor

-

gung psychisch Kranker (PsychKVVG) — Druck-
sache 10/3882 — 

Der Entwurf der Fraktion der SPD enthält Verbes-
serungen der Versorgung psychisch Kranker insbe-
sondere im Rahmen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der Rentenversicherung. 

Dies soll umgehend durch gesetzliche Regelungen, 
die die Grundlage für die Behandlung psychisch 
Kranker und seelisch Behinderter in bestimmten 
Einrichtungen der psychiatrischen Versorgung 
schaffen, geschehen. 

Der Entwurf der Fraktion der SPD sieht Verbesse-
rungen in folgenden Bereichen vor: 

— die teilstationäre Krankenhauspflege insbeson-
dere in Tageskliniken, 

— die Behandlung mit Unterkunft und Verpfle-
gung in Übergangseinrichtungen für psychisch 
Kranke (einschließlich von Maßnahmen der be-
ruflichen Rehabilitation für seelisch Behin-
derte), 

— die nach ärztlichem Zeugnis notwendige sozial-
psychiatrische häusliche Krankenpflege, die 
auch in Wohngemeinschaften erbracht und in 
geeigneten Fällen durch Haushaltshilfe ergänzt 
werden soll, 

— die Behandlung in Institutsambulanzen selb-
ständiger psychiatrischer Kliniken und psychia-
trischen Abteilungen in Allgemeinkrankenhäu-
sern durch sozialpsychiatrische Dienste, wobei 
diese Behandlung durch entsprechende Insti-
tutsverträge nach § 368 n Abs. 6 RVO sicherge-
stellt werden muß. 

3. Zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP Entwurf eines Gesetzes zur Verbes-
serung der ambulanten und teilstationären Ver-
sorgung psychisch Kranker — Drucksache 
10/4219 — 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP sieht im wesentlichen folgendes vor: 

— Der Zugang zur teilstationären Behandlung in 
Tageskliniken ist auch ohne vorherige vollstatio-
näre Versorgung möglich. 

— Die Institutsambulanzen werden in der Erfül-
lung ihres Versorgungsauftrages dadurch ge-
stärkt, daß nunmehr auch nichtärztliche Lei-
stungen angemessen vergütet werden können. 
Gleichzeitig wird sichergestellt, daß die Ambu-
lanzen nur von denjenigen Kranken in An-
spruch genommen werden, die ihrer aus medizi-
nischen Gründen tatsächlich bedürfen. 

III. Die Beratungen im Ausschuß 

Aus den Ausschußberatungen ist hervorzuheben: 

1. Allgemeines 

Die Fraktion der SPD vertrat die Auffassung, daß 
es Ziel der dringend notwendigen Verbesserungen 
der Versorgung psychisch Kranker sein müsse, psy-
chisch Kranke mit körperlich Kranken gleichzu-
stellen. Zur Erreichung dieses Zieles sei es in einem 
ersten Schritt notwendig, eindeutige sozialversiche-
rungsrechtliche Grundlagen für die Behandlung in 
Tageskliniken, Übergangsheimen, betreuten Wohn-
gemeinschaften und Einzelwohnungen, Instituts-
ambulanzen und — für bestimmte ansonsten ambu-
lant meist nicht ausreichend versorgte Patienten-
gruppen — in sozialpsychiatrischen Diensten zu 
schaffen. 

Während der in den zurückliegenden Jahren durch-
geführten Modellversuche des Bundes und der Län-
der durch Initiativen der Verbände, der Gemeinden 
und engagierter Einzelpersonen habe sich erhärtet, 
daß neuartige sozialpsychiatrische Behandlungs-
möglichkeiten erfolgreich und unverzichtbar seien. 
Es ist deshalb nach Auffassung der SPD-Fraktion 
nicht vertretbar, diese für die Versorgung psychisch 
Kranker unentbehrlichen Verbesserungen länger 
aufzuschieben. Zur Sicherung dieser bewährten so-
zialpsychiatrischen Behandlungsmöglichkeiten sei 
es erforderlich, die rechtlichen Grundlagen für ihre 
Einbeziehung in das Leistungsrecht der Sozialversi-
cherung zu schaffen. Dies sei auch deshalb beson-
ders dringlich, weil die finanzielle Förderung der 
Modellprojekte durch den Bund zum Jahresende 
1985 auslaufe und eine Anschlußfinanzierung nicht 
gesichert sei. 

Es sei deshalb unverzichtbar, insbesondere die Be

-

handlung psychisch Kranker in Übergangseinrich-
tungen rechtlich zu verankern. Dies habe auch die 
öffentliche Anhörung der Sachverständigen durch 
den Ausschuß bestätigt. Dies könne nur durch die 
Einbeziehung in das Leistungsrecht der Sozialversi-
cherung geschehen. Es sei nicht tragbar, daß die 
Sozialhilfeträger weiter gezwungen seien, die lei-
stungsrechtlichen Lücken zu schließen, die sich aus 
dem Fehlen entsprechender sozialversicherungs-
rechtlicher Regelungen ergäben. Die angesproche-
nen Leistungen seien eindeutig dem Zuständig-
keitsbereich der Sozialversicherungsträger zuzu-
ordnen. Gleiches gelte auch für die im Entwurf der 
SPD-Fraktion vorgesehene Erweiterung der häusli-
chen Krankenpflege auf die erforderlichen Leistun-
gen sozialpsychiatrischer Krankenpflege. Dabei 
müsse den Besonderheiten psychiatrischer Be-
handlungsfälle Rechnung getragen werden. Auch 
die Vorschriften über die Haushaltshilfe seien ent-
sprechend der Neufassung der Regelung der häusli-
chen Krankenpflege umzugestalten. 

Zur Verbesserung der Versorgung psychisch 
Kranker sei es dringend erforderlich, bei Kranken-
häusern mit selbständigen unter fachärztlicher 
Leitung stehenden psychiatrischen Abteilungen 
die fachärztlich geleiteten sozialpsychiatrischen 
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Dienste rechtlich abzusichern. Hierzu sei es erfor-
derlich, die Honorierung der Leistungen dieser Ein-
richtungen nicht mehr den Kassenärztlichen Verei-
nigungen und den Krankenhäusern zu übertragen, 
sondern sie von dem Krankenhaus, das die Ambu-
lanz betreibe, und den Krankenkassen festlegen zu 
lassen. Es sei nicht einzusehen, daß die Kranken-
kassen als Kostenträger von der Gestaltung dieser 
Honorarverträge ausgeschlossen bleiben sollten. 
Auch sei es erforderlich, die nach geltendem Recht 
vorgeschriebene Bedürfnisprüfung, die dem Ver-
tragsabschluß zur Sicherstellung der ambulanten 
Versorgung durch Institutsambulanzen vorausge-
hen müsse, zu beseitigen, weil die Aufgabenstellung 
der Institutsambulanzen im Rahmen der Versor-
gung psychisch Kranker eine andere und weiterrei-
chende sei als die der niedergelassenen Nerven-
ärzte. 

Gegen das von der SPD-Fraktion vorgeschlagene 
Konzept könne auch nicht eingewandt werden, es 
führe zu einer unvertretbaren finanziellen Be-
lastung. Zum einen stütze sich der Entwurf der 
Fraktion der SPD ausschließlich auf diejenigen 
Einrichtungsformen, von denen nach dem bisheri-
gen Stand der Erfahrungen auf jeden Fall von ihrer 
Bewährung ausgegangen werden könne. Anderer-
seits müßten die finanziellen Auswirkungen des 
Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD auf dem Hin-
tergrund der entlastenden Wirkungen, die von einer 
Verbesserung der ambulanten Versorgung ausge-
hen, gesehen werden. Ein Verzicht auf die vorge-
schlagene sozialversicherungsrechtliche Absiche-
rung der Grundlagen für die im Gesetzentwurf der 
SPD-Fraktion angesprochenen Versorgungsformen 
würde zu einer Ausklammerung notwendiger thera-
peutischer Leistungen für psychisch Kranke aus 
der Sozialversicherung führen. Damit sei eine Be-
nachteiligung psychisch Kranker verbunden. Die 
Gewißheit, daß bereits Vorhandenes und Bewährtes 
aufgegeben werden müsse, sei gegeben. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sahen diese 
Gefahr nicht. Sie verwiesen darauf, daß sich die am 
Modellprogramm beteiligten Länder im Bewilli-
gungsverfahren dazu verpflichtet hätten, die Mo-
delleinrichtungen nach Abschluß der Förderungs-
phase weiter zu finanzieren, bis Regelfinanzierun-
gen gefunden seien. Es sei bekannt, daß die Länder 
bereits große Anstrengungen unternommen und die 
Anschlußfinanzierung weitgehend sichergestellt 
hätten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sind unter 
Berufung auf die Aussagen der Bundesregierung in 
der Antwort auf die Große Anfrage zur Leistungsfä-
higkeit des Gesundheitswesens und Qualität der ge-
sundheitlichen Versorgung der Bevölkerung — 
Drucksache 10/3374 — sowie aufgrund der Sachver-
ständigenanhörung im Ausschuß der Auffassung, 
daß nicht für alle im Entwurf der SPD-Fraktion 
angesprochenen Einrichtungen im ambulanten und 
komplementären Bereich bereits heute gesicherte 
Erkenntnisse vorliegen, die einen dringenden 
Handlungsbedarf des Gesetzgebers für eine umfas-
sende sozialversicherungsrechtliche Regelung im 
Sinne des von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurfs erforderlich machen. Die Ausschußmehr-
heit hält vielmehr ein schrittweises Vorgehen für 
erforderlich, das sich auf diejenigen Einrichtungen 
im ambulanten und komplementären Bereich kon-
zentrieren müsse, für die ein dringender Hand-
lungsbedarf und abgesicherte Erkenntnisse über 
ihre Bewährung vorliegen und für die Selbstverwal-
tungslösungen nicht ausreichen. Ein solches schritt-
weises Vorgehen sei auch wegen der gegenwärtigen 
finanziellen Situation geboten. Eine umfassende 
Lösung könnte keinesfalls kosten- und beitragssatz-
neutral verwirklicht werden. Zudem sei bereits zu 
Beginn des Modellversuchs darauf hingewiesen 
worden, daß nicht alle in diesem Rahmen zu för-
dernden Einrichtungen in die Leistungspflicht der 
gesetzlichen Krankenversicherung fallen sollten, 
sondern den Ländern und Kommunen zuzuordnen 
seien. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP stimmten 
deshalb für den Gesetzentwurf in Drucksache 
10/4219, weil er die Frage der dauerhaften finanziel-
len Absicherung nur solcher Versorgungselemente 
in den Vordergrund stelle, die bereits in der Versor-
gungsstruktur der gesetzlichen Krankenversiche-
rung angelegt seien und für die die Erfahrungen 
gezeigt hätten, daß das geltende Recht der Entfal-
tung ihrer Leistungsfähigkeit Erschwernisse in den 
Weg lege. 

Die Fraktion der SPD erkannte an, daß mit dem 
Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP die 
Versorgung psychisch Kranker verbessert werde. 
Sie stellte jedoch fest, daß die vorgeschlagene Lö-
sung hinter dem Wünschenswerten weit zurückblei-
be. Trotz Bedenken hat die SPD-Fraktion nach Ab-
lehnung ihres eigenen Gesetzentwurfs gleichwohl 
zugestimmt, weil sie die im Entwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP enthaltenen Leistungsver-
besserungen unterstützt. 

Hinsichtlich der Tageskliniken und Institutsambu-
lanzen war die Notwendigkeit der unmittelbaren 
Aufnahme aus dem ambulanten Bereich in eine Ta-
gesklinik im Ausschuß unbestritten. Das geltende 
Recht behindere dies. Es führe in der Praxis immer 
wieder zu einem die Patienten belastenden und un-
wirtschaftlichen Umweg über eine nicht notwen-
dige vollstationäre Versorgung. 

Die ambulante Versorgung psychisch Kranker sei 
in der Mehrzahl der Fälle heute durch die niederge-
lassenen Nervenärzte, aber auch in der allgemein-
ärztlichen Praxis gesichert. Bestimmte Gruppen 
von Patienten, insbesondere schwer, länger und 
mehrfach gestörte Patienten, bedürften einer kom-
plexeren ambulanten Versorgung. Hier liege der 
Auftrag der psychiatrischen Institutsambulanzen. 

Ihre Stärkung bedeute die angemessene ambulante 
Betreuung dieser Patienten unter Vermeidung sta-
tionärer Aufenthalte. Das Problem liege in der not-
wendigen Vergütung der zusätzlichen nichtärztli-
chen Leistungen; denn Institutsambulanzen träten 
nicht in Konkurrenz zu den niedergelassenen Ärz-
ten. 
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Für die Übergangseinrichtungen und die Werkstät-
ten für Behinderte gibt es nach Auffassung der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP aufgrund 
der administrativen Initiativen der Bundesregie-
rung und der Rehabilitationsträger konkrete Lö-
sungsvorschläge, die Schritte des Gesetzgebers z. Z. 
entbehrlich machen. 

Für andere ambulante und komplementäre Versor-
gungs- und Rehabilitationseinrichtungen, beispiels-
weise sozialpsychiatrische Dienste, lasse sich der-
zeit noch kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf 
abschätzen. Anders als der Entwurf der SPD-Frak-
tion hält die Ausschußmehrheit gesetzgeberische 
Maßnahmen bei diesen Einrichtungen noch nicht 
für angezeigt. 

Eine Lösung, die über die von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP befürwortete Konzentration 
auf den Regelungsbedarf bei Tageskliniken und In-
stitutsambulanzen hinaus gehe, laufe der Notwen-
digkeit zuwider, die mit den neuartigen sozialpsych-
iatrischen Einrichtungen verbundenen leistungs-
rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Fra-
gen auf gesicherter Erfahrungsbasis sowie in einem 
breiten Meinungsaustausch zwischen Bund, Län-
dern, Gemeinden, Sozialversicherungsträgern und 
beteiligten Leistungsbringern zu erörtern. Mehr als 
bei somatisch Kranken sei für psychisch Kranke 
die spezifische Vernetzung von Behandlungs- und 
Betreuungseinrichtungen von großer Bedeutung. 
Diese Verknüpfung der unterschiedlichen ambulan-
ten, teilstationären und vollstationären Einrichtun-
gen zu einer geeigneten Versorgungsstruktur sei 
Gegenstand der Modellforschung. Ihren Ergebnis-
sen würde mit umfassenden Regelungen zum heuti-
gen Zeitpunkt unsachgerecht vorgegriffen. 

Gerade im Bereich der sozialpsychiatrischen Ein-
richtungen, aber auch anderer komplementärer 
Versorgungsformen, wie Wohngemeinschaften, sei 
nicht von der Hand zu weisen, daß die Art ihrer Lei-
stungserbringung Zweifel an ihrer Finanzierung 
durch die gesetzliche Krankenversicherung aufwer-
fe. Die Intention, den „sozialen Raum" der psy-
chisch Kranken durch solche Einrichtungen zu ak-
tivieren, lasse die Zuständigkeit der Länder und Ge-
meinden für solche psychosozialen Angebote unab-
weisbar erscheinen. Bevor die damit verbundenen 
Fragen auf der Grundlage der endgültigen Auswer-
tungen des Modellprogramms Psychiatrie nicht ein-
gehend erörtert seien, sei es voreilig, wenn die Ko-
sten aller dieser neuartigen sozialpsychiatrischen 
Einrichtungen den Krankenkassen und den Ren-
tenversicherungsträgern aufgebürdet würden. Der 
Zusammenhang mit der Notwendigkeit, die gegen-
wärtigen Fragen der Finanzierung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung zu lösen, müsse gese-
hen werden. 

2. Einzelberatungen 

a) Tageskliniken 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung war-  
einstimmig der Auffassung, daß die Fassung des 

geltenden Rechts, wonach in der Praxis der An-
spruch auf teilstationäre Behandlung von einer vor-
angegangenen vollstationären Behandlung immer 
wieder abhängig gemacht wurde, zu ändern ist. Es 
muß klargestellt werden, daß der kranke Versi-
cherte unmittelbaren Zugang zur teilstationären 
Behandlung haben muß. Der hohe Anteil bereits 
jetzt ohne vorhergehendem vollstationärem Aufent-
halt in die Tagesklinik aufgenommener Patienten 
weist darauf hin, daß die Tageskliniken eine Alter-
native zur vollstationären Versorgung sein können. 
Mehrbelastungen für die Krankenversicherung 
sind trotz teilweise höherer Verweildauer in der Ta-
gesklinik nicht zu erwarten, da bei etwa gleichen 
Kosten je Berechnungstag wie in Krankenhäusern 
nur fünf Berechnungstage je Woche anfallen. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP gehen da-
von aus, daß es einer ausdrücklichen Regelung für 
die teilstationäre Krankenhauspflege nicht bedarf, 
um die Zielsetzung einer Klarstellung über den Um-
fang der Krankenhauspflege zu erreichen. Der Be-
griff der Krankenhauspflege in § 184 Abs. 1 RVO 
umfasse die vollstationäre und teilstationäre Ver-
sorgungsform. Durch die Streichung des zweiten 
Halbsatzes des ersten Satzes in § 184 Abs. 1 RVO 
werde der dort für die teilstationäre Behandlung 
psychisch Kranker vorgeschriebene Umweg über 
eine vorangegangene vollstationäre Behandlung be-
seitigt. Damit werde der Zugang zu teilstationärer 
Krankenhausversorgung und damit auch zur Ta-
gesklinik unter den üblichen Voraussetzungen der 
Krankenhauspflege ermöglicht. Sei aus medizini-
schen Gründen eine teilstationäre Behandlung er-
forderlich und ausreichend, könne eine vollstatio-
näre Krankenhauspflege nicht in Betracht kom-
men. Entscheidend sei, daß eine Behandlung der 
Krankheit mit den Mitteln eines Krankenhauses 
erforderlich sei. Damit sei aber zugleich ausge-
schlossen, daß durch diese Vorschrift ambulante 
Versorgung in Krankenhäusern eröffnet werde. Der 
Vertreter der Bundesregierung hat in der Aus-
schußsitzung bestätigt, daß durch die Neuformulie-
rung des § 184 Abs. 1 Satz 1 RVO die teilstationäre 
Behandlung psychisch Kranker ohne vorangegan-
gene vollstationäre Behandlung ermöglicht werde. 

b) Psychiatrische Institutsambulanzen 

Im Ausschuß bestand Übereinstimmung darüber, 
daß die Leistungsfähigkeit der psychiatrischen In-
stitutsambulanzen durch Vergütungsregelungen, 
die auch die Möglichkeit der Vergütung ärztlich 
veranlaßter nichtärztlicher Leistungen einbeziehen, 
verbessert werden müsse. Die Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP hoben hierbei hervor, daß die Vergü-
tungsregelung mit einer Klarstellung der Konzen-
tration der Aufgabe der psychiatrischen Instituts-
ambulanzen einhergehen müsse. Denn ihre Auf-
gabe könne nicht darin liegen, den niedergelasse-
nen Nervenärzten für die große Mehrheit der psy-
chisch kranken Patienten Konkurrenz zu machen. 
Auch die Sachverständigenanhörung habe erwie-
sen, daß die psychiatrischen Institutsambulanzen 
'bei einer bestimmten Zielgruppe von psychisch 
Kranken eine konzentrierte Aufgabenstellung ha-
ben. Es handele sich hierbei um Schwerkranke aus 
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bestimmten Diagnosebereichen (z. B. Schizophre-
ne), geistig Behinderte, schwere Verläufe bei Sucht-
erkrankungen, psychisch Alterskranke mit schwe-
ren Nachfolgekrankheiten. Die Ausschußmehrheit 
stimmte deshalb der im Entwurf vorgesehenen 
Klarstellung der Aufgaben der Institutsambulanzen 
zu. Sie widersprach der Forderung, daß die im gel-
tenden Recht bestehende Regelung, wonach bei In-
stitutsambulanzen an Allgemeinkrankenhäusern 
das Bedürfnis ihrer Teilnahme an der ambulanten 
Versorgung durch den Landesausschuß der Ärzte 
und Krankenkassen festzustellen sei, gestrichen 
werden solle. Die besondere Aufgabenstellung der 
Institutsambulanzen mache es erforderlich, daß 
eine Überprüfung in dieser Richtung durch eine au-
ßenstehende Instanz vorgenommen werde. Dies 
liege im Interesse der Institutsambulanz, da auf 
diese Weise dazu beigetragen werde, daß ihre Ver-
sorgungsaufgabe für die eigentliche Zielgruppe von 
psychisch Kranken gewährleistet werde. Die Aus-
schußmehrheit bezog sich hierbei auch auf die Aus-
sage von Sachverständigen in der Anhörung, die 
zum Ausdruck gebracht hätten, daß die Institutsam-
bulanzen hochspezialisierte Einrichtungen seien, 
um einer kleinen besonders schwierigen Gruppe 
von Patienten die gleichen Versorgungsmöglichkei-
ten wie anderen einzuräumen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP machten 
deutlich, daß die Vergütungsregelung, die auch die 
nichtärztlichen Leistungen einbeziehe, von den Ver-
tragspartnern sorgfältig gehandhabt werden müsse, 
um sicherzustellen, daß nur medizinisch aner-
kannte und für die Versorgung bewährte Leistun-
gen erbracht würden. Die Regelung, die vorsehe, 
daß Art und Umfang der ärztlichen und nichtärztli-
chen Leistungen einer vertraglichen Regelung be-
dürfe, eröffne daher den Vertragspartnern die ent-
sprechende Gestaltungsmöglichkeit, um sicherzu-
stellen, daß nur geeignete nichtärztliche Fachkräfte 
und anerkannte Therapiemethoden in das Versor-
gungskonzept einbezogen würden. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP betonten auch, die Ände-
rung der Vergütungsregelung dürfe nicht dazu füh-
ren, daß nichtärztliche Leistungen zu Lasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung erbracht wür-
den, die nicht der medizinischen Behandlung dien-
ten. 

Von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP wurde 
auch die Frage einer Schiedsstellenregelung aufge-
worfen; nach eingehender Diskussion hielten sie je-
doch eine Regelung zur Zeit nicht für erforderlich. 
Sie brachten ihre Erwartung zum Ausdruck, daß die 
Selbstverwaltung in der Lage sei, fristgerecht die 
entsprechenden Verträge abzuschließen. Dazu soll 
auch die Übergangsregelung in Artikel 5 Abs. 2 die-
nen. Wenn sich diese Regelung nicht bewähre, 
müßte die Notwendigkeit einer Schiedsstelle neu 
geprüft werden. 

Die Fraktion der SPD sprach sich dafür aus, auf die 
Bedarfsprüfung für die Zulassung von Institutsam-
bulanzen zu verzichten. Eine derartige Bedarfsprü-
fung sei überflüssig. Auch bestünde die Gefahr, daß 
sie zu einem Instrument der Verweigerung ange-
messener Versorgung durch Institutsambulanzen 

mißbraucht werde. Hinsichtlich ihres Versorgungs-
auftrages bestehe zwischen Ambulanzen und ner-
venärztlichen Praxen keine Konkurrenz. Ferner sei 
es erforderlich, daß auch die ärztlich geleiteten sozi-
alpsychiatrischen Dienste in die Versorgung einbe-
zogen werden sowie die Vergütungsverträge künf-
tig zwischen Krankenhausträgern und Kranken-
kassen und nicht wie bisher zwischen Kranken-
hausträgern und Kassenärztlicher Vereinigung ab-
geschlossen werden. 

c) Finanzielle Auswirkungen 

Für die von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
getragene Neuregelung sind nach ihrer Auffassung 
keine Mehrkosten für die Krankenversicherung zu 
erwarten. Zwar können die bisher im Rahmen des 
Modellprogramms Psychiatrie der Bundesregie-
rung getragene Defizite der Institutsambulanzen 
zukünftig über die Institutsverträge mit den Kran-
kenkassen abgerechnet werden, gegenzurechnen 
sind aber erhebliche Minderausgaben für die statio-
näre Versorgung. 

Bei den vom Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung geförderten Institutsambulanzen bestehe 
bisher ein durchschnittliches Defizit pro Ambulanz 
von 250 000 DM jährlich. Bei derzeit 60 bestehenden 
Institutsambulanzen wären dies jährlich 15 Mio. 
DM. Selbst bei einer gewissen Leistungsausweitung 
durch die Neuregelung und bei zusätzlicher Zulas-
sung einzelner weiterer Institutsambulanzen wür-
den bei vorsichtiger Schätzung Kosten von maxi-
mal 30 Mio. DM entstehen. 

Erfahrungen aus dem Modellprogramm Psychiatrie 
gäben deutliche Hinweise darauf, daß die Ziel-
gruppe „Patienten mit schwersten Krankheitszu-
ständen" von der Institutsambulanz tatsächlich er-
reicht werde. Die „aufsuchend-nachgehende" Be-
handlung durch die Institutsambulanz führe in vie-
len Fällen dazu, daß ein vollstationärer Kranken-
hausaufenthalt vermieden oder deutlich abgekürzt 
werden könne. Wenn z. B. bei einem Prozent der 
bisher stationär behandelten Patienten die Einwei-
sung vermieden werden könnte und bei weiteren 
zwei Prozent durch Nachsorge und Kriseninterven-
tion die Verweildauer um die Hälfte verringert wer-
den könnte, seien die zu erwartenden Ausgaben be-
reits ausgeglichen. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP gehen davon aus, daß ein entsprechender 
Bettenabbau im stationären Bereich erfolgt. 

d) Übergangseinrichtungen und Werkstätten für 
Behinderte 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP waren der 
Ansicht, daß für Übergangseinrichtungen — ebenso 
wie für Werkstätten für Behinderte — aufgrund der 
von der Bundesregierung und den Rehabilitations-
trägern bereits erarbeiteten Lösungen Schritte des 
Gesetzgebers zur Zeit entbehrlich seien. Sie haben 
deshalb eine gesetzliche Regelung für diesen Be-
reich abgelehnt. 
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Die SPD-Fraktion hat dagegen hervorgehoben, daß 
es unvertretbar sei, eine Regelung für die Über-
gangsheime, die für die Versorgung psychisch 
Kranker von besonderer Bedeutung seien, aufzu-
schieben. Dies gelte nicht zuletzt deshalb, weil an-
derenfalls eine Reihe bewährter Übergangseinrich-
tungen mit Auslaufen der Modellförderung des 
Bundes in ihrer Existenz gefährdet sei. 

Die SPD-Fraktion beantragte deshalb, die Behand-
lung in Übergangseinrichtungen als gesetzliche Lei-
stung in der Kranken- und der Rentenversicherung 
einzuführen sowie die Vorschriften über die häusli-
che Krankenpflege und die Haushaltshilfe entspre-
chend den spezifischen Erfordernissen psychisch 
Kranker zu erweitern. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP waren hin-
gegen der Auffassung, für die Übergangseinrichtun-
gen für psychisch Kranke und Behinderte sei in 
Zusammenarbeit aller Beteiligten ein fachliches 
Anforderungsprofil entwickelt worden. Dieses Pro-
fil konkretisiere die Anforderungen, die im Rahmen 
der §§ 184a, 559, 1237 RVO, § 14 AVG, § 36 RKG, § 56 
AFG und § 10 RehaAnglG an diese Einrichtungen 
als „Spezialeinrichtungen" zu stellen seien. Damit 
seien die Voraussetzungen für die Finanzierung der 
Leistungen dieser Einrichtungen geschaffen. Die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation sei 
gebeten worden, auf der Grundlage des Anforde-
rungsprofils eine Empfehlungsvereinbarung zu er-
arbeiten. 

Für die Werkstätten für Behinderte werden die 
Bundesanstalt für Arbeit und die sonstigen Rehabi-
litationsträger auf der Grundlage des geltenden 
Rechts sicherstellen, daß den Belangen der psy-
chisch Behinderten bei der beruflichen Eingliede-
rung besser Rechnung getragen wird, insbesondere 
auch durch ein flexibleres Anerkennungsverfah-
ren. 

e) Sonstige komplementäre Dienste und Einrich-
tungen 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP waren der 
Meinung, daß es einer Regelung hinsichtlich der 
Bereiche sozialpsychiatrischer Krankenpflege 
(nebst Haushaltshilfe), sozialpsychiatrischer 
Dienste und weiterer Einrichtungen (z. B. therapeu-
tische Wohngemeinschaften, ambulante Beratungs-
dienste) nicht bedürfe bzw. eine Entscheidung dar-
über erst nach der für Mitte 1987 zu erwartenden 
abschließenden Auswertung des Modellprogramms 
Psychiatrie getroffen werden sollte. Der Anspruch 
auf sozialpsychiatrische Krankenpflege (und ggf. 
Haushaltshilfe) bestehe bereits nach geltendem 
Recht im Rahmen der häuslichen Krankenpflege, 
die auch psychisch Kranken zu gewähren sei. Aller-
dings gelte dies in der Regel nicht für Kranken-
pflege in therapeutischen Wohngemeinschaften. 
Hier stelle sich in verstärktem Maß die Frage, wel-
che Maßnahmen der medizinischen Behandlung 
und welche der sozialen Eingliederung zuzurech-
nen seien. Der sozialpsychiatrische Dienst sei eine 
Aufgabe des öffentlichen Gesundheitsdienstes, für 

den ausschließlich die Länder und Gemeinden zu-
ständig seien und der in mehreren Bundesländern 
bewußt in den öffentlichen Gesundheitsdienst inte-
griert sei. 

Demgegenüber war die SPD-Fraktion der Auffas-
sung, daß die Neuregelung auch die Grundlagen für 
die Finanzierung eines Teils dieser Einrichtungen 
schaffen müsse. Sie hielt deshalb die im Entwurf — 
Drucksache 10/3882 — erarbeiteten Vorschläge für 
unumgänglich. 

B. Besonderer Teil 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 10/4219 — übernommen wurden, 
wird auf dessen Begründung verwiesen. 

Zur Begründung der vom Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung vorgeschlagenen Änderungen und 
Ergänzungen des Gesetzentwurfs ist folgendes zu 
bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 184 RVO) 

Der im Entwurf vorgesehenen ausdrücklichen Re-
gelung für die teilstationäre Krankenhauspflege be-
darf es nicht, um die Zielsetzung einer Klarstellung 
über den Umfang der Krankenhauspflege zu errei-
chen. Der Begriff der Krankenhauspflege in § 184 
Abs. 1 RVO umfaßt die vollstationäre und teilstatio-
näre Versorgungsform. Somit genügt es, den zwei-
ten Halbsatz des ersten Satzes im § 184 Abs. 1 RVO 
zu streichen, um den dort für die teilstationäre Be-
handlung psychisch Kranker vorgeschriebenen 
Umweg über eine vorangegangene vollstationäre 
Behandlung zu beseitigen. Damit ist sichergestellt, 
daß der Zugang zu teilstationärer Krankenhausver-
sorgung und damit auch zur Tagesklinik unter den 
üblichen Voraussetzungen der Krankenhauspflege 
möglich ist. Damit ist aber zugleich ausgeschlossen, 
daß durch diese Vorschrift ambulante Versorgung 
in Krankenhäusern eröffnet wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 368n RVO) 

Die Verpflichtung zur Berücksichtigung des Ziels 
der Beitragssatzstabilität ist aus systematischen 
Gründen mit der Regelung über die Vergütungsver-
träge zu verknüpfen. 

Zu Artikel 2 (§ 17 KVLG) 

Folgeänderung der Änderung in Artikel 1 Nr. 1 
(§ 184 RVO). 

Zu Artikel 3 (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Bundesversorgungs-
gesetz) 

Klarstellung wie durch die Änderung des § 184 
Abs. 1 RVO in Artikel 1 Nr. 1. 
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Zu Artikel 5 

Damit die mit der Neuregelung zu den Institutsam-
bulanzen verbundenen Vertragsfragen nicht unter 
Zeitdruck verhandelt werden müssen, soll eine 
Übergangsfrist für die Vertragsabschlüsse vorgese-
hen werden. Im Hinblick auf die notwendige An-
schlußfinanzierung der Institutsambulanzen soll es 
aber bei der zeitlichen Rechtswirkung der Verträge 
zum Inkrafttretenszeitpunkt bleiben. 

Bonn, den 11. Dezember 1985 

Dr. Becker 	Egert 	Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Berichterstatter 






